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▼ Beratungsfolge ▼ Sitzungstermin 

1. Kinder- und Jugendhilfeausschuss  16.11.2009 
    

2. Schulausschuss  17.11.2009 
    
 
 
Tagesordnungspunkt/Betreff 
 
Elternbeitragssatzungen für Kindergartenbeiträge und Ganztagsschulbeiträge; 
hier: Angleichung der Beitragssatzungen 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Kinder- und Jugendhilfeausschuss und der Schulausschuss beschließen: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, die zurzeit geltenden Elternbeitragssatzungen für den Besuch 
von Kindertageseinrichtungen, Randstundenbetreuung und Offener Ganztagsschule dergestalt 
aufeinander anzupassen, dass eine einheitliche Beitragssystematik in allen Betreuungsformen 
gewährleistet ist und die maßgeblichen Erhebungsgrundlagen für alle Betreuungsformen einheit-
lich sind. 
 
 
 
Beratungsergebnis 
 Sitzung am TOP 

   
mit 

ja nein Enthaltungen  laut 
Beschluss- 

 abweichender 
Beschluss 

 einstimmig  Stimmenmehrheit     vorschlag  (Rückseite) 
 



 
 
Begründung 
 
1. Sachverhalt 
 
Die Erhebung von Elternbeiträgen für die Kindertageseinrichtungen, die Randstundenbetreuung 
und die Offene Ganztagsschule richtet sich zurzeit nach jeweils unterschiedlichen Satzungen. In 
den Satzungen sind teilweise unterschiedliche Regelungen zur 
- Höhe der Elternbeiträge, 
- Berechnung des maßgeblichen Einkommens, 
- Berücksichtigung von Geschwisterkindern 
enthalten. Dies führt in der Praxis sowohl für die Eltern als auch für die Stadtverwaltung dazu, dass 
je nach Betreuungsform unterschiedliche Elternbeiträge und Elternbeitragsfestsetzungsverfahren 
zur Anwendung gelangen. 
 
Nachdem die Offene Ganztagsschule sich nunmehr über mehrere Jahre etabliert hat und der Aus-
schuss für Kinder und Jugendliche beschlossen hat, im Jahr 2011 eine Revision der Elternbei-
tragssatzung für den Bereich der Kindertagesstätten vorzunehmen und diese den aktuellen Ent-
wicklungen anzupassen, schlägt die Verwaltung vor, diese Anpassung auch auf die Beitragssat-
zungen zur Offenen Ganztagsschule und zur „Randstunde“ auszudehnen, damit ein durchgängiges 
und einheitliches Beitragsfestsetzungsverfahren für alle Betreuungsformen in der Stadt Lohmar 
eingeführt wird. Dadurch soll insbesondere eine verbesserte Übersichtlichkeit für die Eltern erreicht 
werden. 
 
Die Harmonisierung soll zum Kindergarten- bzw. Schuljahr 2011/2012 umgesetzt werden, um dem 
Beschluss des Ausschusses für Kinder und Jugendliche nach einer umfassenden Revision der 
Elternbeitragssatzung und den Erfahrungen des KIBIZ Rechnung zu tragen. Um Kosten- und Pla-
nungssicherheit für die Eltern zu gewährleisten, muss das Verfahren im Jahr 2010 abgeschlossen 
werden, da die ersten „Anmeldungen“ zu den Betreuungsformen vielfach schon nach den Sommer-
ferien 2010 für das Schuljahr 2011/2012 erfolgen. 
 
 
2. Ziel: Was soll für welche Zielgruppe erreicht werden? 
 
Schaffung einer übersichtlichen und klar strukturierten, an einheitlichen Bemessungsgrundsätzen 
orientierten Elternbeitragsfestsetzung in allen von der Stadt Lohmar getragenen Betreuungsformen 
im Kindergarten- und Schulbereich unter Berücksichtigung der vom Ausschuss für Kinder und Ju-
gendliche bereits beschlossenen Revision der Elternbeitragssatzung für das Kindergartenjahr 
2010/2011 
 
 
3. Leistungen/Prozesse: Was soll wie getan werden? 
 
Anpassung der Rechtsgrundlagen für die Elternbeiträge im Kindergarten- und Offenen Ganztagss-
chul- bzw. Randstundenbereich durch Erlass einer einheitlichen Satzungsgrundlage 
 
 
4. Ressourcen: Welcher Aufwand ist für die Umsetzung der Maßnahme erforderlich? 
 
Für die Realisierung des Vorhabens und die Durchführung der erforderlichen Modellberechnungen 
wird ein Zeitaufwand von ca. 40 Personalstunden à 50 € = 2.000 € einkalkuliert. 
 
 
5. Auswirkungen auf übergeordnete Ziele(Haushaltskonsolidierung, NKF, Familienfreundlichkeit, Raum für Jung und Alt, Unternehmeri-
sche Engagement, Natur und Sport). Falls ja: Welche? 
 
-- 



 
6. Wirtschaftliche Auswirkungen: 
 
-- 
 
 
 
 
In Vertretung  
 
 
 
______________________ 
Stefan Hanraths  


